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Bernd Michael Uhl  
*** 
*** 

6F 202/21, 6F 9/22, 6F 2/23, 6F 2/22, etc., 
sowie amtsseitige KV-Sonderbände 

zu Nationalsozialismus,  
Rechtsextremismus, Rassismus 

Amtsgericht Mosbach Hauptstraße 110 
74821 Mosbach 

20.01.2025 
AUS AKTUELLEM ANLASS 

STRAFANZEIGEN wegen Volksverhetzung 
mit der Öffentlichen Verharmlosung des Nationalsozialismus,  

des totalitären NS-Terror- und Vernichtungsregime, 
sowie mit der Öffentlichen Verunglimpfung von NS-Verfolgten und NS-Opfern 

durch die HIER Beschuldigte 
AFD-Kanzlerkandidatin und Co-Vorsitzende der AFD-Bundestagsfraktion 

Dr. ALICE WEIDEL 
an den Direktor des Amtsgerichts Mosbach Dr. Lars Niesler 

gem. § 158 StPO wegen  
öffentlicher Erklärung und Bezeichnung von ADOLF HITLER 

als Kommunist, Sozialist und Linker 
im Januar 2025 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sehr geehrter Herr Amtsgerichtsdirektor Dr. Lars Niesler, 

Gesetzlich geregelte Zuständigkeit des Amtsgerichts Mosbach: 

Das Amtsgericht Mosbach und Direktor Dr. Lars Niesler werden gemäß § 158 StPO um ord-

nungsgemäße Eingangsbestätigung, Sachverhaltsbenennung und Sachverhaltserläuterung 

der Tatvorwürfe bzgl. der o.g. genannten Strafanzeigen GEGEN die o.g. Beschuldigte beim 

Amtsgericht Mosbach gebeten. 

§ 158 

Strafanzeige; Strafantrag 

Die Anzeige einer Straftat und der Strafantrag können bei den Staatsanwaltschaften und 

Amtsgerichten schriftlich angebracht werden.  Dem Verletzten ist auf Antrag der Eingang 

seiner Anzeige schriftlich zu bestätigen. Die Bestätigung soll eine kurze Zusammenfassung 

der Angaben des Verletzten zu Tatzeit, Tatort und angezeigter Tat enthalten. 

Sachliche und fachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Mosbach 

begründet durch Amtsrichterin Marina Hess: 

Die HIER fallverantwortliche Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess belegt mit ihrem richterli-

chen Entscheiden und Handeln ihrerseits HIER die amtsseitige sachliche und fachliche Zu-

ständigkeit für die juristische Aufarbeitung von Nazi-Kontextualisierungen  und Rassismus-

Kontextualisierungen ausgehend von familienrechtlichen Zivilverfahren beim Amtsgericht 

Mosbach. 

Die HIER im o.g. Verfahrenskomplex beim Amtsgericht Mosbach fallverantwortliche Amtsrich-

terin und Familienrichterin Marina Hess … 

… (a =>) … verknüpft selbst HIER HALTBAR AKTENKUNDIG NACHWEISBAR per gerichtli-

cher Verfügung verfahrensinhaltlich und prozessual im anhängigen Verfahrenskomplex amts-

seitig die vom Beschwerdeführer und Anzeigeerstatter initiierten NS-, Rechtsextremismus- 
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und Rassismus-Verfahren mit den anhängigen Familienrechtsverfahren unter 6F 202/21 und 

6F 9/22 am 17.08.2022.  

… (b =>) … teilt unter 6F 9/22 am 17.08.2022 per gerichtlicher Verfügung mit, dass die unter 

(a =>) eingereichten Beschwerdeführer-Eingaben zu Nationalsozialismus, Rechtsextremis-

mus und Rassismus ihrerseits amtsseitig separiert und getrennt von den Familienrechtsver-

fahren-Akten HIER ABER in sogenannten Sonderbänden beim Amtsgericht Mosbach angelegt 

werden.   

… (c =>) … bearbeitet DABEI in ihrem richterlichen Entscheiden und Handeln beim Amtsge-

richt Mosbach mit ihren gerichtlichen Verfügungen unter (a =>) und (b =>) verfahrensinhaltlich 

und prozessual strategisch HIER INSBESONDERE auch KONKRETE Eingaben … bzgl. NS-

Verbrechen und NS-Unrecht im Neckar-Odenwaldkreis 1933 bis 1945, … bzgl. NS-Justizver-

brechen und NS-Unrecht der Mosbacher Nazi-Justiz 1933 bis 1945, … bzgl. deren mangel-

hafter juristischen Aufarbeitungen nach 1945 durch die Mosbacher Nachkriegsjustiz bis heute. 

… (d =>) … weist im HIER o.g. anhängigen Verfahrenskomplex seit 2021 erhobene wahrheits-

widrige Rassismus-Unterstellungen in familienrechtlichen Zivilprozess beim Amtsgericht Mos-

bach ihrerseits amtsseitig NICHT zurück.  

… (e =>) … weist im HIER o.g. anhängigen Verfahrenskomplex seit 2021 wahrheitswidrige 

und rechtswidrige aus der Luft gegriffene Nazi-Unterstellungen (vgl. Aktuelle AFD-Nazi-Höcke-

Rechtsprechung) in familienrechtlichen Zivilprozess beim Amtsgericht Mosbach ihrer-

seits  amtsseitig NICHT zurück, u.a. im selbst gerichtlich beauftragten familienpsychologi-

schen Gutachten vom 07.04.2022 unter 6F 202/21.  

… (f =>) … verfügt in ihrem richterlichen Entscheiden und Handeln beim Amtsgericht Mosbach 

auch ENTGEGEN den aktenkundigen Beantragungen KEINE diesbzgl. Unterlassungsauffor-

derungen gegenüber Verfahrensbeteiligten und hält DAMIT amtsseitig ihrerseits diesbzgl. ver-

fahrensinterne als auch außergerichtliche wahrheitswidrige Rassismus- und Nazi-Diskreditie-

rungen und -Diffamierungen unter (d =>)  und (e =>) mit persönlichen und beruflichen Ruf-

schädigungen des o.g. Geschädigten Beschwerdeführers und Anzeigeerstatters aufrecht. 

… (g =>) … agiert HIER willkürlich und nötigend in ihren Verfahrensführungen und Aussagen 

des Amtsgerichts Mosbach. Denn EINERSEITS seien gemäß der HIER fallverantwortlichen 

Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess die Beschwerdeführer-Eingaben zu Nationalsozialis-

mus, Rechtsextremismus und Rassismus unter (a =>) und (b =>) und (c =>) HIER demnach 

„Verfahrensfremd“ und „NICHT-verfahrensrelevant“ in den o.g. anhängigen Familienrechtsver-

fahren, woraufhin die Amtsrichterin Marina Hess diese unter dieser Begründung dann in ihrer-

seits selbst angelegte amtsseitig separierte Sonderbände HIER HALTBAR AKTENKUNDIG 

NACHWEISBAR verschiebt und diese dann unter (b =>) HIER HALTBAR AKTENKUNDIG 

NACHWEISBAR NICHT transparent nachvollziehbar bearbeitet bzw. weiterleitet. GLEICHZEI-

TIG, und im Widerspruch zu zuvor genanntem richterlichen Entscheiden und Handeln, seien 

gemäß der HIER fallverantwortlichen Mosbacher Amtsrichterin Marina Hess diese Beschwer-

deführer-Eingaben zu Nationalsozialismus, Rechtsextremismus und Rassismus unter (a =>) 

und (b =>) und (c =>) HIER demnach JEDOCH AUCH „verfahrenserheblich“ und „verfahrens-

relevant“ in den o.g. anhängigen Familienrechtsverfahren. UND ZWAR für ihre eigens gericht-

lich verfügt beauftragte psychiatrische Begutachtung des Beschwerdeführers und Anzeigeer-

statters hinsichtlich einer ihrerseits amtsseitig unterstellten ANGEBLICHEN ABER WAHR-

HEITSWIDIRGEN (Vgl. diesbzgl. Gutachten vom 23.08.2023) psychischen Erkrankung und 

damit einhergehenden eingeschränkten Erziehungsfähigkeit. UND DIES u.a. begründet auf 

seinen unter (a =>) und (b =>) und (c =>) o.g. beim Amtsgericht Mosbach eingereichten Be-

antragungen zu juristischen Aufarbeitungen von NS-Verbrechen, insbesondere im Neckar-

Odenwaldkreis. 
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… (h =>) … agiert HIER im o.g. Verfahrenskomplex ihrerseits amtsseitig seit 2022 im richter-

lichen Entscheiden und Handeln mit ihrer Bearbeitungsverweigerung, d.h. HIER OHNE ein-

zelfallbezogene KONKRETE Eingangsbestätigungen, HIER OHNE Mitteilungen zu Weiterbe-

arbeitungen und Zuständigkeitsverweisungen bei Beweisanträgen des Beschwerdeführers 

und Anzeigeerstatters zu seinerseits beantragten juristischen Aufarbeitungen beim Amtsge-

richt Mosbach von nationalsozialistisch-rechtsextremistisch orientierten, demokratie- und ver-

fassungsfeindlichen, behindertenfeindlichen und rassistischen Bestrebungen in und aus der 

AFD. HIER bzgl. der jeweils AKTENKUNDIG NACHWEISBAR KONKRET vorgebrachten und 

angezeigten AFD-SACHVERHALTE und Tatsachengrundlagen. UND DIES WÄHREND ABER 

das Oberverwaltungsgericht Münster am 13.05.2024 die Vorinstanz des Verwaltungsgerichts 

Köln dahingehend bestätigt, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) die AfD als 

rechtsextremistischen Verdachtsfall weiterhin einstufen darf. 

Sachliche und fachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Mosbach 

begründet durch Direktor des Amtsgerichts Dr. Lars Niesler: 

Das zuvor dargelegte und belegte richterliche Entscheiden und Handeln der Mosbacher Amts-

richterin Marina Hess in der BRD-Rechtsprechungspraxis, INBESONDERE auch im KON-

KRETEN Zuständigkeitsbereich des Amtsgericht Mosbach für den Neckar-Odenwaldkreis in 

Baden-Württemberg; INSBESONDERE verfahrensinhaltlich bzgl. Nationalsozialismus, 

Rechtsextremismus und Rassismus, solle gemäß dem Direktor des Amtsgerichts Dr. Lars 

Niesler unter 6F 202/21 u.a. am 19.11.2024 ANGEBLICH als HALTBAR und ORDNUNGSGE-

MÄSS amtsgerichtsdirektorlich bestätigt gelten.  

TATVORWURF GEGEN o.g. BESCHULDIGTE 

Strafgesetzbuch (StGB) 

§ 130 Volksverhetzung 

… Wer in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, die Menschen-

würde anderer dadurch angreift, dass er eine vorbezeichnete Gruppe, Teile der Bevölkerung 

oder einen Einzelnen wegen dessen Zugehörigkeit zu einer vorbezeichneten Gruppe oder zu 

einem Teil der Bevölkerung beschimpft, böswillig verächtlich macht oder verleumdet,… 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine unter der 

Herrschaft des Nationalsozialismus begangene Handlung der in § 6 Abs. 1 des Völkerstraf-

gesetzbuches bezeichneten Art in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu 

stören, öffentlich oder in einer Versammlung billigt, leugnet oder verharmlost. 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer öffentlich oder 

in einer Versammlung den öffentlichen Frieden in einer die Würde der Opfer verletzenden 

Weise dadurch stört, dass er die nationalsozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft billigt, 

verherrlicht oder rechtfertigt. 

Die öffentliche Aussage von DR. Alice Weidel, AFD-Kanzlerkandidatin und Co-Vorsitzende der 

AFD-Bundestagsfraktion, im öffentlich auf der Internet-Social-Media-Plattform X ausgestrahl-

ten Gespräch mit Elon Musk im Januar 2025: "Er (Hitler) war ein Kommunist und sah sich 

selbst als Sozialisten." sowie die darauf folgende in der Medienberichterstattung thematisierte 

Bestätigung und Rechtfertigung dieser Aussage seitens der o.g. Beschuldigten DR. Alice Wei-

del  ADOLF HITLER SEI EIN KOMMUNIST, SOZIALIST, LINKER sind SOWOHL eine öffent-

lich deutliche Relativierung der Verbrechen der Nationalsozialisten ALS AUCH eine 
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Verhöhnung und Verunglimpfung der NS-Verfolgten und NS-Opfer entgegen den historischen 

Tatsachengrundlagen. 

Kommunisten, Gewerkschaftler, Sozialdemokraten und Linke wurden in Wahrheit vom NS-

Terror-, Verfolgungs-, und Vernichtungsregime der Nationalsozialisten verboten, sie wurden 

aus Verwaltungen und Parlamenten entfernt, verfolgt und in Konzentrationslagern ermordet. 

Diese o.g. Aussagen gefährden den öffentlichen Frieden. Der Geschichtsprofessor Werner 

Suppanz von der Universität Graz beantwortete die Frage, ob Nazis Sozialisten waren, dem 

"Standard" gegenüber deutlich: "Eindeutig nicht." Hitler selbst habe im Jahr 1928 erklärt, dass 

seine Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP) nicht sozialistisch sei. 

Die nationalsozialistische Weltanschauung beruht in ihrem Kern auf der Ungleichwertigkeit der 

Menschen, welche schlussendlich zum Holocaust führte. Bei den Nazis herrschte ein rassi-

sches und biologistisches Denken, das laut Suppanz klar "rechts zu verorten ist". Im Gegen-

satz dazu verfolgten linke Ideologien wie Sozialismus und Kommunismus ein Gleichheitsideal. 

Kommunisten wurden im Nationalsozialismus verfolgt und ermordet. Tatsächlich existierte vor 

der Machtübernahme der Nazis ein Flügel innerhalb der Partei, der sich antikapitalistisch und 

revolutionär gab, dieser war aber hauptsächlich dafür gedacht, um Arbeiter für sich zu gewin-

nen. 1934 ließ Hitler die Führungsfigur dieses Flügels, Gregor Strasser, ebenso wie weitere 

innerparteiliche Gegner umbringen. 

Es wird HIER gemäß § 158 StPO um die persönliche um ordnungsgemäße  

Eingangsbestätigung, Sachverhaltsbenennung und Sachverhaltserläuterung der Tatvorwürfe 

sowie um die persönliche ordnungsgemäße und sachgerechte Zuständigkeitsverweisung 

bzgl. der HIER o.g. Volksverhetzungs-Strafanzeigen  

GEGEN die o.g. Beschuldigte DR. Alice Weidel,  

AFD-Kanzlerkandidatin und Co-Vorsitzende der AFD-Bundestagsfraktion,  

seitens des Direktors beim Amtsgericht Mosbach DR. Lars Niesler gebeten. 

 

 Mit freundlichen Grüßen, Bernd Michael Uhl 


